
 
Entschließungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
betreffend schwarz-gelben Griff in fremde Kassen stoppen -  
Finanzausstattung der Kommunen nachhaltig sichern 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Landtag unterstreicht die Kritik der Präsidentin des Deutschen 

Städtetages, Petra Roth, die eindringlich vor zu hohen Belastungen 
der Kommunen durch die von der schwarz-gelben Bundesregierung 
angekündigten Steuersenkungen warnt. Der Städtetag geht davon aus, 
dass die Kommunen bereits in diesem Jahr rund 7,5 Mrd. € weniger 
einnehmen als im Vorjahr. Von 2010 bis 2013 werden jährliche Defi-
zite der Kommunalhaushalte von 10 Mrd. € erwartet. Gleichzeitig 
nennt der Hessische Landkreistag die Finanzlage der Kreise völlig 
aussichtslos. Als Folge der konjunkturellen Krise erwartet er, dass 
die Schulden der hessischen Landkreise allein im nächsten Jahr um 
370 Mio. € wachsen.  

 
2. Der Landtag schließt sich dem Appell des Städtetages an die schwarz-

gelbe Koalition an, bei allen Entscheidungen, die sich auf die Finanz-
situation der Kommunen auswirken, die Folgen für die Dienstleistun-
gen für Bürgerinnen und Bürger zu beachten. Der Landtag verweist 
auf die Warnungen von Petra Roth, dass ein finanzieller Zusammen-
bruch der Kommunen droht und viele Städte eine weitere Schwä-
chung ihrer Einnahmebasis nicht verkraften können. Deshalb fordert 
er die schwarz-gelbe Bundesregierung auf, die angekündigten Steuer-
senkungen zulasten von Ländern und Kommunen nicht zu vollziehen 
und stattdessen für eine Verbreiterung der Steuerbasis aller Gebiets-
körperschaften zu sorgen. 

 
3. Der Landtag stellt fest, dass die Ankündigung von Finanzminister 

Karlheinz Weimar, den kommunalen Finanzausgleich ab 2011 pau-
schal um jährlich 400 Mio. € zu kürzen, vor dem Hintergrund der 
prekären kommunalen Finanzlage vollkommen inakzeptabel ist. Der 
Landtag fordert den Finanzminister stattdessen auf, endlich das schon 
lange angekündigte Konzept für eine grundlegende Reform vorzule-
gen, mit der der KFA umfassend modernisiert und an die aktuellen 
Erfordernisse für die kommunale Finanzausstattung angepasst wird. 

 
Wiesbaden, 10. November 2009 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Tarek Al-Wazir 
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Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 
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